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Die Vollversammlung der Vereinten Nationen beging am 
3. November 1986 in einer feierlichen Plenarsitzung den 
20. Jahrestag der Annahme der beiden Menschenrechtskon­
ventionen: der Konvention über Bürgerrechte und politische 
Rechte und der Konvention über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte.1 Dieses Ereignis regt dazu an, einige Fra­
gen, die mit der UN-Menschenrechtskonzeption verbunden 
sind, näher zu betrachten.

Die UN-Menschenrechtskonzeption
als praktisch-politische Leitlinie der Staaten

Die Menschenrechtskonzeption, die Ausdruck der progressi­
ven Entwicklung in den Vereinten Nationen ist, widerspie­
gelt sich in zahlreichen Dokumenten. Außer den beiden Men­
schenrechtskonventionen von 19661 2 sind hier vor allem die 
Allgemeine Erklärung der Menschenrechte von 1948, die Kon­
vention über die Verhütung und Bestrafung des Verbrechens 
des Völkermordes von 1948, die Konvention über die Besei­
tigung aller Formen der Rassendiskriminierung von 1966, die 
Konvention über die politischen Rechte der Frau von 1952 
und die Konvention über die Beseitigung aller Formen der 
Diskriminierung der Frau von 19793 sowie mehrere Reso­
lutionen zu пецпеп, die die Menschenrechte unter bestimm­
ten Aspekten fördern helfen.4

In jeder Tagung der Vereinten Nationen setzt sich auf 
neuer Stufe der dynamische Prozeß der Gestaltung menschen­
rechtlicher Normen im Sinne einer qualitativen Weiterent­
wicklung fort. Die von der Vollversammlung angenommenen 
Dokumente sind vom internationalen Ringen der fortschritt­
lichen Kräfte geprägt und von einem ständigen Bemühen um 
Resultate getragen. In konzentrierter Form äußert sich das 
in der Resolution 32/130 vom 16. Dezember 1977, die mit 
123 Stimmen (ohne Gegenstimme und bei 15 Stimmenthaltun­
gen) angenommen wurde. Dieses Abstimmungsergebnis ist 
für die weitere Arbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte 
sehr bedeutsam, denn die Resolution 32/130 ist eine Zusam­
menfassung und Konkretisierung der UN-Menschenrechts­
konzeption und stellt damit eine wichtige Arbeitsgrundlage 
für die Zusammenarbeit der Staaten auf dem Gebiet der 
Menschenrechte dar.

Im Präambelparagraphen sowie in den operativen Para­
graphen formuliert die Resolution 32/130 den Grundsatz von 
der Einheit und Unteilbarkeit der Menschenrechte als Prä­
misse und Programmsatz zugleich. Die Einheit der Menschen­
rechte ist Wirkungsbedingung zur schrittweisen Verwirkli­
chung der Menschenrechte und im Ansatz bereits selbst 
völkerrechtliche Norm. Durch die breite Zustimmung der 
UN-Mitgliedstaaten zu diesem Dokument und durch die wie­
derkehrende Bekräftigung der Einheit der Menschenrechte 
in anderen Resolutionen der UN-Vollversammlung und des 
3. Komitees sind wichtige Stufen im völkerrechtlichen Rechts- 
bildungsprozeß in bezug auf die Einheit und Unteilbarkeit 
der Menschenrechte erreicht worden.5

Die historische Erkenntnis, daß ein enger Zusammenhang 
zwischen der Lösung sozialer und politischer Probleme be­
steht, führte zu der Forderung nach gleicher Stellung und 
gleicher Behandlung der Menschenrechte. Auch den beiden 
Menschenrechtskonventionen von 1966 liegt das gleiche Kon­
zept zugrunde, das bereits generell in der UN-Charta, ins­
besondere in der Präambel und in Art. 55, niedergelegt ist. 
Aber die Erarbeitung eines geschlossenen Katalogs von Men­
schenrechten in einer einheitlichen Konvention stieß in der 
UNO auf den Widerstand bürgerlicher Staaten. Diese spal­
teten die Menschenrechte in zwei Kategorien und setzten, der 
damaligen Kräftekonstellation in der UNO entsprechend, die

Verabschiedung von zwei getrennten Menschenrechtskonven­
tionen durch.6

Doch diese Trennung ist theoretisch und praktisch nicht 
zu rechtfertigen. Sie kann nur als formaler Akt gewertet wer­
den, der dem Umstand geschuldet ist, daß eine Reihe bürger­
licher Staaten zwar der Verabschiedung politischer Rechte 
zustimmte, sich aber der Verpflichtung zur Sicherung sozialer 
Rechte entziehen wollte. Die Verabschiedung zweier Konven­
tionen ist Ausdruck eines Kompromisses, d. h. Reflex poli­
tischer Zielsetzungen, die den Grundkonsens maßgeblich be­
einflußt haben. Die menschenrechtlichen Normen sind poli­
tisch-juristischer Kompromiß, aber „nicht normativ erfaßte 
Synthese gegensätzlicher Ideologie“.7 Das schließt nicht aus, 
sondern schließt zwingend ein, daß die weltanschaulichen In­
halte auf die Normen des Völkerrechts wirken und diese wie­
derum Einfluß auf die ideologische Form der Klassenausein­
andersetzung haben. Das Selbstbestimmungsrecht und die an­
deren Menschenrechte sind Produkt des Klassenkampfes und 
gleichzeitig dessen Instrument.

Der Begriff der Einheit der Menschenrechte

Das Erfassen der Menschenrechte in ihrer Einheit und in ih­
rer Gliederung ist eine Kardinalfrage der UN-Menschen­
rechtskonzeption. Menschenrechte sind immer komplexer Na­
tur, und in ihrer Einheit läßt sich auch ihre Differenziertheit 
erfassen. Diese Betrachtungsweise erschließt Struktur und 
Ordnung der Menschenrechte, und zwar immer in ihrer Be­
wegung. Der Begriff der Einheit der Menschenrechte umfaßt 
die Dialektik, den universellen Zusammenhang der Men­
schenrechte in ihrer Mannigfaltigkeit. Der Begriff der Einheit 
der Menschenrechte ignoriert nicht den Widerspruch zwi­
schen der Gruppe der Bürgerrechte und politischen Rechte 
einerseits und der Gruppe der wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Rechte andererseits, und ebenso ignoriert er nicht 
das Bestehen von Widersprüchen innerhalb dieser beiden 
Gruppen. Dahinter steht der antagonistische Widerspruch 
zwischen der sozialistischen und der bürgerlichen Menschen- 
rechtsheorie. Im Hinblick auf diese beiden Theorien gibt es 
keine Einheit. Die beiden Menschenrechtskonventionen der 
Vereinten Nationen heben diesen Widerspruch nicht auf; sie 
sind keine Synthese beider Theorien, sondern sie haben poli-
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